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Parlamentarische Initiative
Büro-NR/Büro-SR.
Bundesbeschluss
über die Parlamentsdienste.
Änderungen

Initiative parlementaire
Bureau-CN/Bureau-CE.
Arrêté fédéral
sur les Services du Parlement.
Modifications

Zweitrat – Deuxième Conseil

CHRONOLOGIE

STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 28.11.01 (ERSTRAT - PREMIER CONSEIL)
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 13.12.01 (ZWEITRAT - DEUXIÈME CONSEIL)
STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 14.12.01 (SCHLUSSABSTIMMUNG - VOTE FINAL)
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 14.12.01 (SCHLUSSABSTIMMUNG - VOTE FINAL)

Christen Yves (R, VD): Le Bureau du Conseil national et le Bureau du Conseil des Etats proposent dans leur
rapport écrit d'approuver le projet.

Tschuppert Karl (R, LU), für das Büro: Am 1. Januar 2002, also in einigen Tagen, treten das Bundesperso-
nalgesetz und die Bundespersonalverordnung in Kraft, welche grundsätzlich auch für das Personal der Par-
lamentsdienste gelten. Im Zusammenhang mit der Umsetzung des neuen Bundespersonalrechtes bei den
Parlamentsdiensten sind aber einige Bestimmungen des Bundesbeschlusses vom 7. Oktober 1988 über die
Parlamentsdienste anzupassen.
Die oberste Leitung der Verwaltungsangelegenheiten der Bundesversammlung obliegt der Verwaltungsdele-
gation. Diese hat darum einen entsprechenden Vorschlag in Form identischer Parlamentarischer Initiativen
beider Ratsbüros erarbeiten lassen. Beide Ratsbüros haben an ihren Sitzungen vom 9. November 2001 den
Bericht dazu beraten. Sie beantragen übereinstimmend, dem Entwurf zuzustimmen. Der Ständerat hat diese
Vorlage bereits behandelt.
Worum geht es? Es handelt sich einerseits um begriffliche Anpassungen an die Terminologie des neuen Bun-
despersonalrechtes, andererseits gilt es, die Zuständigkeiten im Bereich der Arbeitsverhältnisse bei den Parla-
mentsdiensten eindeutig zu regeln. Die wichtigsten einzelnen Bestimmungen betreffen die Wahl der General-
sekretärin auf Amtsdauer, die Zuständigkeit für die Wahrnehmung der Arbeitgeberbefugnisse beim Personal
der Parlamentsdienste und die Einschränkung des Streikrechtes der Mitarbeitenden der Parlamentsdienste.
Die Bundesversammlung kann festlegen, welches Personal bei den Parlamentsdiensten auf Amtsdauer ge-
wählt wird. Das Bundespersonalgesetz sieht die Amtsdauerwahl nur als Ausnahme vor. Grundsätzlich wird
das Personal unbefristet mit schriftlichem Arbeitsvertrag angestellt. Gemäss Geschäftsverkehrsgesetz wird
der Generalsekretär oder die Generalsekretärin durch die Koordinationskonferenz gewählt. Die Wahl bedarf
dann der Bestätigung durch die Bundesversammlung. Das Bestätigungserfordernis hat zur Folge, dass eine
Wahl auf Amtsdauer erfolgen muss. Neben dem Generalsekretär oder der Generalsekretärin drängt sich bei
den Parlamentsdiensten kein weiteres Personal für eine Anstellung auf Amtsdauer auf.
Für die Ausgestaltung des Arbeitsverhältnisses des Generalsekretärs oder der Generalsekretärin gelten die
Bestimmungen der Bundespersonalverordnung und – auch ohne ausdrückliche Erwähnung – der Amtsdauer-
verordnung. Diese sieht vor, dass sich die Anstellung bei Ablauf der Amtsdauer stillschweigend für eine weitere
Amtsdauer erneuert, wenn keine Kündigung erfolgt. Auf eine Bestätigung der Wiederwahl wird verzichtet.
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Die Verwaltungsdelegation ist wie bisher zuständig für die Begründung, Änderung und Beendigung der Ar-
beitsverhältnisse der stellvertretenden Generalsekretäre, des Sekretärs des Ständerates, des Sekretärs der
Geschäftsprüfungskommissionen und der Geschäftsprüfungsdelegation sowie des Sekretärs der Finanzkom-
missionen und der Finanzdelegation.
Zur Ausgestaltung eines Arbeitsverhältnisses gehört selbstverständlich auch die Festsetzung des Lohnes.
Die Parlamentsdienste als Arbeitgeber werden nicht völlig andere Stellenbewertungen vornehmen als in der
übrigen Bundesverwaltung üblich. Im Gegenteil: Die Verordnung sieht vor, dass die Richtlinien des Bundes bei
den Bewertungskriterien sinngemäss anzuwenden sind.
Die Frage des Streikrechtes gab im Büro zu reden. Die neue Bundesverfassung erklärt Streik grundsätzlich
für zulässig, allerdings kann die Ausübung dieses Rechtes bestimmten Kategorien von Personen gesetzlich
verboten werden. Das Bundespersonalgesetz sieht in Artikel 24 Absatz 1 die Möglichkeit vor, im Zusammen-
hang mit der Staatssicherheit und der Wahrung von wichtigen Interessen in auswärtigen Angelegenheiten oder
der Sicherstellung der Landesversorgung mit lebensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen für bestimmte
Kategorien von Angestellten das Streikrecht zu beschränken oder aufzuheben. Bundesrat und Bundesgericht
bezeichnen in ihren Personalverordnungen entsprechende Kategorien von Angestellten, deren Streikrecht zu-
gunsten der Funktionsfähigkeit der entsprechenden Behörde eingeschränkt bzw. aufgehoben wird.
Entsprechend liegt es in der Verantwortung der Bundesversammlung, in ihrem Bereich jenen Mitarbeitenden
der Parlamentsdienste das Streiken zu untersagen, welche wesentliche Aufgaben für die Sicherstellung der
Funktionsfähigkeit des Kommissions- und Sessionsbetriebes der eidgenössischen Räte im Zusammenhang
mit den im Bundespersonalgesetz bezeichneten Staatszielen wahrnehmen. Da in den verschiedenen Situa-
tionen ganz unterschiedliche Dienste betroffen wären und darum eine klare Zuordnung a priori nicht möglich
wäre, läge es im konkreten Fall am Beauftragten der Verwaltungsdelegation, die Personen zu bezeichnen,
denen die Ausübung des Streikrechtes untersagt wird.
Das sind die wichtigsten Neuerungen und Anpassungen.
Ich beantrage Ihnen im Namen des Büros Zustimmung zur vorliegenden Änderung des Bundesbeschlusses
über die Parlamentsdienste.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
L'entrée en matière est décidée sans opposition

AB 2001 N 1920 / BO 2001 N 1920

Verordnung der Bundesversammlung betreffend die Anpassungen des Bundesbeschlusses über die
Parlamentsdienste an das neue Bundespersonalgesetz
Ordonnance de l'Assemblée fédérale portant adaptation de l'arrêté fédéral sur les Services du Parle-
ment à la loi fédérale sur le personnel de la Confédération

Detailberatung – Examen de détail

Titel und Ingress, Ziff. I, II
Antrag des Büros
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule, ch. I, II
Proposition du Bureau
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
(namentlich – nominatif; 01.456/1914)
Für Annahme des Entwurfes .... 101 Stimmen
(Einstimmigkeit)
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